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NOTFALLKOFFER  
FÜR DIE ENERGIE- 
VERSORGUNG
AN PA SSUNG EN DES EN ERGIESICH ERU NGSG ESE T ZES  
UN D DES EN ERGIE W IRT SCHA F T SG ESE T ZES B ESCH LOSSEN

D ie Lage am Gasmarkt bleibt weiter ange-
spannt. Vor diesem Hintergrund hat der 
Gesetzgeber Anpassungen des Energiesi-

cherungsgesetzes (EnSiG) und des Energiewirt-
schaftsgesetzes (EnWG) beschlossen. Die Novelle 
ergänzt die Änderungen im Energiesicherungs-
gesetz, die mit der Novelle vom 20. Mai 2022 vor-
genommen wurden  www.bmwk.de/eine-frage-
der-sicherheit.html. Ziel ist es, für den Fall einer 
Zuspitzung der Energiekrise vorzusorgen. 

Mit der Novelle werden Stabilisierungsmaß-
nahmen in der Energiewirtschaft erleichtert und 
Instrumente für eine Lastenverteilung bereitgestellt 
für den Fall, dass ausbleibende russische Gasliefe-
rungen zu deutlich höheren Ersatzbeschaffungs-
kosten führen. Geregelt wird auch, dass Leistungs-
verweigerungsrechte der Energieversorger unter 
den Vorbehalt der Genehmigung durch die Bundes-
netzagentur gestellt werden. Mit den Änderungen 
im Energiewirtschaftsgesetz werden die Rechtsver-
ordnungen zum Ersatzkraftwerkebereithaltungs-
gesetz angepasst. Dies schafft unter anderem Mög-
lichkeiten dafür, die Gasverstromung zu reduzieren, 
um Gas für andere Nutzungszwecke zur Verfügung 
zu stellen. Auch Kohlekraftwerke können dadurch 
verstärkt genutzt werden.

ERLEICHTERUNG VON 
STABILISIERUNGSMASSNAHMEN

In § 29 EnSiG werden zeitlich befristet gesellschafts-
rechtliche Erleichterungen eingeführt, welche dem 
Bund die Durchführung von Stabilisierungsmaß-
nahmen bei Unternehmen der kritischen Infra-
struktur im Energiesektor erleichtern. Die Vor-
schriften sehen beispielsweise Erleichterungen bei 
der gesellschaftsrechtlichen Beschlussfassung für 
Kapitalmaßnahmen vor.

Für Unternehmen der kritischen Infrastruktur 
im Energiesektor, die nach § 17 EnSiG unter Treu-
handverwaltung des Bundes stehen, wurden ergän-
zende Regelungen für Kapitalmaßnahmen etwa zur 
Verbesserung der bilanziellen Situation eingefügt.

PRÄVENTIVER INSTRUMENTENKASTEN  
FÜR FAIRE LASTENVERTEILUNG

Bei verminderten Gasimporten ist damit zu rech-
nen, dass Gas am Markt deutlich teurer wird. Kön-
nen die Energieunternehmen die hohen Preise 
nicht bezahlen beziehungsweise ihre Verträge nicht 
erfüllen, drohen finanzielle Schieflagen bis hin zu 
Insolvenzen. Dies kann zu ernsten Störungen im 
gesamten Markt führen. 

Die Bundesregie-
rung wappnet 
sich für eine  
Zuspitzung der 
Lage auf den 
Energiemärkten.

IN KÜRZE

21
SC

H
L

A
G

L
IC

H
T

E
R

 A
U

G
U

ST
 2

02
2

W I R T S C H A F T S P O L I T I KW I R T S C H A F T S P O L I T I K

https://www.bmwk.de/eine-frage-der-sicherheit.html
https://www.bmwk.de/eine-frage-der-sicherheit.html


Für den saldierten Preisanpassungsmechanismus 
des § 26 EnSiG ist eine konkretisierende und damit 
den Mechanismus in Kraft setzende Rechtsverord-
nung der Bundesregierung erforderlich. Dabei 
besteht kein unmittelbarer zeitlicher Zusammen-
hang zur Ausrufung der Alarm- oder Notfallstufe 
gemäß Notfallplan Gas. 

MÖGLICHKEITEN ZUR PREISANPASSUNG 
PRÄZISIERT UND KONKRETISIERT

Möglichkeiten, Preise im Ausnahmefall anzupassen, 
bestehen alternativ dazu auch auf Basis der Preis-
anpassungsrechte des § 24 EnSiG. Diese Regelung 
wurde vom Gesetzgeber nun präzisiert und kon-
kretisiert. 

So wird verdeutlicht, dass Voraussetzung für 
Preisanpassungsrechte die Feststellung einer erheb-
lichen Reduzierung der Gesamtgasimportmengen 
nach Deutschland durch die Bundesnetzagentur ist. 
Dabei muss die Bundesnetzagentur aktiv feststellen 
und im Bundesanzeiger veröffentlichen, dass „eine 
erhebliche Reduzierung der Gesamtgasimportmen-
ge nach Deutschland“ vorliegt. Zwischen der Aus-
rufung der Alarm- oder Notfallstufe gemäß dem 
Notfallplan Gas und der Aktivierung der gesetzli-
chen Preisanpassungsrechte gibt es auch hier kei-
nen Automatismus.

Die Preisanpassungsrechte sind mit klaren 
Leitplanken versehen: Zum einen muss die Preis-
anpassung angemessen sein. Es ist klargestellt, dass 
eine Preisanpassung insbesondere dann nicht mehr 
angemessen ist, wenn sie die Mehrkosten einer Er-
satzbeschaffung überschreitet, die dem jeweils be-
troffenen Energieversorgungsunternehmen auf-

Mit der Novelle 
werden die  
Instrumente im 
Bereich Energie-
sicherheit  
erweitert.

IN KÜRZE

DIE ENERGIEVERSORGUNG 
SOLL WEITER SICHERGESTELLT 
WERDEN. 

Um solche Kaskadeneffekte zu verhindern und 
Marktmechanismen sowie Lieferketten so lange wie 
möglich aufrechtzuerhalten, wurden mit Änderun-
gen in § 24 und § 26 EnSiG die Möglichkeiten der 
Weitergabe von Preissteigerungen erweitert und 
präzisiert. 

Beide Instrumente – sowohl das Preisanpas-
sungsrecht des § 24 EnSiG als auch das saldierte 
Preisanpassungsrecht des § 26 EnSiG – sind an enge 
Voraussetzungen geknüpft. Diese Regelungen sol-
len aktuell nicht aktiviert werden, aber als Optionen 
im Instrumentenkasten zur Verfügung stehen, um 
im Falle weiter steigender Gaspreise und einer Zu-
spitzung der Lage in den kommenden Monaten 
handlungsfähig zu sein.

Für die beiden Instrumente gibt es keinen 
Automatismus. Vielmehr müssen sie aktiv in Kraft 
gesetzt werden. In der Rangfolge der Instrumente 
sind Stabilisierungsmaßnahmen nach § 29 EnSiG 
vorrangig vor den Preisanpassungsinstrumenten 
nach § 26 und § 24 EnSiG zu prüfen. Die beiden 
Preisanpassungsinstrumente können nicht gleich-
zeitig zum Einsatz kommen. 

NEUES INSTRUMENT: SALDIERTE 
PREISANPASSUNG

Mit § 26 EnSiG wurde ein neues Instrument ein-
geführt, das sogenannte saldierte Preisanpassungs-
recht. Dabei handelt es sich um einen Mechanismus, 
bei dem die Mehrkosten, die entstehen, wenn Ener-
gieunternehmen infolge verminderter Gasimporte 
Gas zu höheren Preisen ersatzweise beschaffen 
müssen, gleichmäßig auf alle Gaskunden verteilt 
werden können.
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grund der Reduzierung der Gasimportmengen für 
das an den Kunden zu liefernde Gas entstehen. 
Zudem können Kunden, die von Preisanpassungen 
betroffen sind, sich auch für eine unverzügliche 
fristlose Kündigung des Liefervertrages entscheiden. 

Sobald eine erhebliche Reduzierung der Ge-
samtgasimportmengen nach Deutschland nicht 
mehr vorliegt, muss die Bundesnetzagentur diese 
Feststellung aufheben. Das gesetzliche Preisanpas-
sungsrecht entfällt dann.

ANPASSUNGEN IM 
ENERGIEWIRTSCHAFTSGESETZ

Das Gesetzespaket enthält außerdem Anpassungen 
im Energiewirtschaftsgesetz (EnWG), die ebenfalls 
die Krisenvorsorge stärken sollen. Mit dem „Ersatz-
kraftwerkebereithaltungsgesetz“ können Steinkoh-
le- und Mineralölkraftwerke, die derzeit in Reserven 
gebunden sind oder die kurzfristig stillgelegt wur-
den, länger am Strommarkt eingesetzt werden – 
sobald die Alarmstufe ausgerufen wurde. Durch 
diesen Einsatz sollen Anlagen, die mit Erdgas be-
feuert werden, verdrängt werden. Eine befristete 
Marktteilnahme ist nach Abruf durch die Bundes-
regierung auch für Braunkohlekraftwerke möglich, 
die in einer sogenannten Versorgungsreserve vor-
gehalten werden. Damit werden dem Strommarkt 
erhebliche zusätzliche Kapazitäten zur Verfügung 
gestellt. 

Gleichzeitig erhält die Bundesregierung die 
Möglichkeit, die Gasverstromung sehr schnell über 
eine Rechtsverordnung zu reduzieren. Dabei kann 
sie für maximal neun Monate die Verstromung von 
Erdgas verbieten. Die Wärmeversorgung bleibt über 
Ersatzwärmeanlagen gewährleistet. 

Das Gesetz enthält darüber hinaus weitere 
Regelungen, unter anderem zur Verlängerung der 
Frist für die Inanspruchnahme des Kohleersatz-
bonus, zur Erweiterung der Möglichkeit der Bun-
desregierung, die Bevorratung mit Brennstoffen 
anzuordnen und zur Flexibilisierung von Gasliefer-
verträgen. 

Weitere Informationen:  
 www.bmwk.de/anpassung-des-energiesicherungsge-

setzes.html

FAQ:  
 www.bmwk.de/novelle-energiesicherungsgesetz-

und-energiewirtschaftsgesetz.html

schlaglichter@bmwk.bund.de

MEHR ZUM THEMA

BEST OF SOCIAL MEDIA

AUF TWITTER

#ALARMSTUFE
Bundesminister Habeck erklärt die  
Hintergründe zur Ausrufung der zweiten 
von drei Warnstufen des Notfallplan Gas.

AUF INSTAGRAM

#INSTALIVEPREMIERE
Zeit für Fragen: Insta-Live zum 
Thema Gas & Versorgungssicherheit

#ENERGIEWECHSEL
Gas sparen ist Energie sparen. Das BMWK 
nennt fünf einfache Einspartipps, mit denen 
alle zum Energiewechsel beitragen können.

AUF FACEBOOK
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